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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 0 2  

vom 29. August 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r  und Staatssekretär 

Ing. Z e r d i k; ferner die Unterstaatsekretäre Dr. E l l e n b o g e n, M i k l a s, P f l ü g l, Dr. 

R e s c h, Dr. T a n d l e r  und Dr. W a i s s.1 

 

Vorsitz: 

Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 15.00 – 17.30 

 

Reinschrift (11 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

 

I n h a l t : 

1. Ergänzung der Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft 

vom 26. März 1919, St.G.Bl. Nr. 198, betreffend die Aufbringung von Holz und die 

Regelung des Verkehres mit Holz. 

2. Außerordentliche Zuwendungen an Staatsbedienstete. 

3. Staatsgarantien finanzieller Art für verschiedene Verbindlichkeiten von Banken 

und Zentralen. 

4. Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen. 

5. Übereinkommen der deutschösterreichischen und polnischen Regierung aus 

Anlass der in Deutschösterreich zur Vorbereitung der Vermögensabgabe getroffenen 

Maßnahmen. 

6. Staatshilfe für Vorarlberg. 

7. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Heerwesen, betreffend die Ausbezahlung 

von Unterhaltsbeiträgen an die Angehörigen von aktiv dienenden Personen. 

 

Beilagen: 

                                                 
1  Weiters war ein Schriftführer anwesend. 
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Beilage zum KRP betr. Bericht des StA. f. Finanzen über ein Übereinkommen der dö. und der 

poln. Regierung aus Anlass der in DÖ. zur Vorbereitung der Vermögensabgabe getroffenen 

Maßnahmen (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Referat der Staatskanzlei über finanzielle Staatsgarantien für 

verschiedene Verbindlichkeiten von Banken und Zentralen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Referat der Staatskanzlei mit dem vierten Bericht der Kommission 

zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Bericht des StA. f. Finanzen über ein Übereinkommen der dö. und 

der poln. Regierung aus Anlass der in DÖ. zur Vorbereitung der Vermögensabgabe 

getroffenen Maßnahmen (s. idente Beilage zum KRP, 3 Seiten, insgesamt dreifach) mit de 

Wortlaut des Vertrages (6 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Staatshilfe für Vorarlberg (2 Seiten, zweifach) 

 

1.2 

Ergänzung der Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft vom 26. 

März 1919, St.G.Bl. Nr.198, betreffend die Aufbringung von Holz und die Regelung des 

Verkehres mit Holz. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  teilt mit, dass der Landeshauptmann in Niederösterreich das 

dringende Ersuchen gestellt habe, die Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Land- und 

Forstwirtschaft vom 26. März 1919, St.G.Bl. Nr.198, betreffend die Aufbringung von Holz 

und die Regelung des Verkehres mit Holz, im Hinblick auf die von der niederösterreichischen 

Landesregierung erlassene Verordnung vom 25. August 1919, betreffend die Aufbringung des 

für das Land Niederösterreich erforderlichen Brennholzes, im § 4 dahin zu erweitern, dass 

eine direkte Beschlagnahme von Waldbeständen ermöglicht werde. 

Der sprechende Staatssekretär hege mehrfache Bedenken dagegen, dass diesem Ansuchen 

Folge gegeben werde, weil dadurch die Holzanlieferung nach Wien gefährdet würde und im 

übrigen Komplikationen wegen der Verpfändung des Forstbesitzes zur Sicherstellung 

ausländischer Lebensmittel- und Rohstoffkredite entstehen könnten.3 

Der Kabinettsrat beschließt über Antrag des sprechenden Staatssekretärs, die 
                                                 
2  Vor dem 1. Tagesordnungspunkt findet sich im Stenogramm die Behandlung eines Telegramms von Renner, 

die nicht in die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den 
Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 

3  Dieser Satz lautet im Stenogramm folgendermaßen: 
„Wir hatten gar keine Kenntnis von dieser Verordnung. Sie ist ungeheuer weittragend, auch nach 
Anschauung aller Fachleute und auch nach meiner persönlichen Ansicht eine der unglücklichsten 
Verordnungen, weil sie die Gefahr in sich birgt, dass die Holzzulieferung nach Wien ausbleibt. Schon 
deshalb glaube ich, dass wir dem Ansinnen nicht Folge geben können. Komplikation wegen Verpfändung an 
die Entente.“ 
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Staatssekretäre für Land- und Forstwirtschaft und für Justiz einzuladen, die Angelegenheit 

einer zwischenstaatsamtlichen Beratung zu unterziehen und sodann dem Kabinettsrate 

antragstellend zu berichten.4 

 

2. 

Außerordentliche Zuwendungen an Staatsbedienstete. 

Staatssekretär P a u l  führt aus, dass sich in den letzten Tagen unter den Eisenbahn- und 

Postbediensteten wieder eine stärkere Lohnbewegung geltend gemacht habe. Dank der 

Unterstützung, welche dem sprechenden Staatssekretär bei den Verhandlungen durch die 

Staatssekretäre E l d e r s c h  und H a n u s c h  zuteil wurde, sei es jedoch gelungen, die 

Gefahr eines Streiks zu beseitigen. Hiebei musste den Bediensteten das Zugeständnis gemacht 

werden, dass ihnen außer dem am 1. September und 1. Oktober d.J. zur Auszahlung 

gelangenden Übergangsbeitrage noch ein Zuschuss in der gleichen Höhe um den 15. 

September und wenn irgend möglich auch am 15. Oktober d.J. werde flüssig gemacht werden. 

Die ursprünglich in Aussicht genommene Differenzierung dieser Zuschüsse nach der 

geographischen Lage der Dienstorte musste fallen gelassen werden, da die Organisationen es 

abgelehnt hatten, bei der Durchführung der Differenzierung mitzuwirken.5 Staatssekretär 

P a u l  bittet um nachträgliche Genehmigung der den Bediensteten gemachten 

Zusicherungen. 

Im Zuge der sich anschließenden Debatte6, an welcher sich nahezu sämtliche 

Kabinettsmitglieder sowie Sektionschef Dr. G r i m m  beteiligten, gab Staatssekretär Dr. 

S c h u m p e t e r  eine eingehende Darstellung der staatsfinanziellen Lage, welche die 

strengste Rigorosität bei Gewährung von finanziell nur irgendwie belangreichen 

Zugeständnissen erheische. Es trat im Verlaufe der Wechselrede die Auffassung zutage, dass 

es sich empfehlen dürfte, in Hinkunft derartige, die Staatsfinanzen erheblich belastende 

Maßnahmen der parlamentarischen Beratung zu unterziehen, etwa auf dem Wege, dass in 

solchen Fällen seitens des Staatssekretärs für Finanzen ein Nachtragskredit angesprochen 

würde. 
                                                 
4  Nach dem 1. Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm die Behandlung von Verkehrsangelegenheiten 

auf, die nicht in die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss unter „Zusätze aus den 
Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 

5  Anstelle dieses Satzes findet sich folgende Wortmeldung im Stenogramm: 
„Während die Organisationen zuerst ziemlich einverstanden waren, ist sowohl bei der Reichskonferenz der 
soz. Eisenbahner wie auch bei der Post der Antrag gänzlich abgelehnt worden, weil bei einer so geringen 
Zulage eine Abstufung nicht möglich sei. 
Eldersch u. ich haben es auf uns genommen, die Nichtdiffenzierung zuzugestehen. Ich bitte um die 
nachträgliche Genehmigung. Es rühren sich auch die anderen Staatsbediensteten.“ 

6  Die nur im Stenogramm festgehaltene Debatte wird im Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen 
zwei α-Zeichen wiedergegeben. 
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Der Kabinettsrat genehmigt schließlich die gemachten Zugeständnisse. 

 
α G r i m m: Ich muss vom Standpunkt der Finanzen die Bedenken geltend machen. Schumpeter will an der 

Differenzierung festhalten. Das Moment der Differenzierung ist nicht vom Finanzamt, sondern von den 

Organisationen hineingetragen worden. Mit Rücksicht darauf, hat das Staatsamt für Finanzen erklärt, dass wir 

uns einverstanden erklären können, für Übergangsbeiträge für Wien und einige Orte. Erfordernis 14 Mill. K. 

Bevor wir diese Zusicherung gegeben haben, haben wir erklärt, dass man absolut nicht weiter nachgeben kann. 

Es handelt sich jetzt noch um 6 Mill. mehr.  

Vorverhandlungen verfügbarer Kassenbestand 63.5 Mill. K.  

Nun hat sich die Lage unseres Kassenbestandes in den letzten Tagen wieder verschlechtert.  

Am 25. nur mehr 48 Mill.  

       27.  ……….  39 "  

Mit gestrigem Tag bereits ein Defizit.  

Es ist daher schwer, dem Mehraufwand von 6 Mill. K zuzustimmen.  

S c h u m p e t e r: Wir können ja gar nicht auf die Differenzierung verzichten, weil wir uns Tomschik 

gegenüber verpflichtet haben. Die Post ist mit aller Energie für die Differenzierung eingetreten. Wir untergraben 

die Autorität der Regierung und der Vertrauensmänner.  

E l d e r s c h: In den Vorverhandlungen war von höheren Forderungen die Rede als wir angeboten haben. 

Im Zuge der Verhandlungen über höhere Forderungen war dann die Rede von Differenzierung zwischen Stadt 

und Land. Nun haben die Vertreter der Organisationen einmütig erklärt, dass die Durchführung einer solchen 

Differenzierung unmöglich sei. Wenn wir auf der Differenzierung bestehen, so sei es bei den Postbediensteten 

leicht möglich, dass sie irgendwelche Konsequenzen ziehen. Dabei hat auch Tomschik erklärt, dass er nicht in 

der Lage sei, bei der Differenzierung mit zu wirken. Das Aufgeben der Differenzierung ist eigentlich nicht ein 

Zurückweichen der Regierung, sondern ein Zugeständnis an die Organisationen. Unter dem Zwang dieser 

Verhältnisse haben wir es auf uns genommen, die Bitte zu unterbreiten, auf der Differenzierung nicht zu 

bestehen.  

H a n u s c h: Ich habe in der Versammlung den Eindruck gewonnen, dass ja von einer Differenzierung bei 

einer Zulage von 100 K heute nicht die Rede sein kann.  

P a u l: Ein Zurückweichen der Regierung ist nicht vorhanden. Die Organisationen haben nur ganz 

unverbindlich gemeint, es wäre vielleicht gut, wenn die Provinz etwas weniger bekommt als Wien. Auch die 

Organisationen haben kein Zurückweichen darin erblickt, was wir zugestanden haben. Die Organisationen haben 

nur erklärt, dass sie bei der Differenzierung nicht mitwirken können und es mir überlassen wird, die 

Differenzierung durchzuführen. Das kann ich nicht, unternehmen. Wenn die Differenzierung durchgeführt 

werden müsste, so könnte ich nicht im Amt bleiben. Die Not der anderen Staatsbediensteten ist auf das höchste 

gediehen. Wenn nicht in irgendeiner Form geholfen oder in irgendeiner Weise der Wohnungsnot abgeholfen 

wird und, wie es heißt, Steuervorschreiben von Großindustriellen nicht durchgeführt werden, so kann ich über 

den September nicht hinüberkommen mit dem Personal. 

S c h u m p e t e r: Ich kann in keinem Punkt zustimmen.  

Ich muss es ablehnen, dass in der Sitzung von irgendetwas anderem die Rede war als von Anzahlung und 

Übergangsbeiträgen, beide differenziert.  

G r i m m: Erklärung der Regierung bei den Verhandlungen:  
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„Einmalige außerordentl. Geldzubuße zahlbar um den 15. September für Wien und einige andere Städte mit 

ungefähr gleichen Teilungsverhältnissen im Ausmaße des Übergangsbeitrages. Bei allen übrigen Orten 50 %.  

Die Regierung erklärt aber, dass, wenn die Verhältnisse es gestatten, die gleichen Beträge auch am 15. 

Oktober ausbezahlt werden werden.“ 

P a u l: --  

R e s c h: Ich bin auch für die Differenzierung, aber nur, wenn man Zubußen gibt, die man differenzieren 

kann. Es muss endlich einmal eine Verwaltungs- und Besoldungsreform durchgeführt werden.  

B r a t u s c h: Ich möchte bitten, dass die Zugeständnisse, die den Post- und Eisenbahnbediensteten gemacht 

wurden, auch den Bediensteten meines Ressorts gegeben werden.  

E l d e r s c h: -- 

S c h u m p e t e r: In derartigen Fällen sollte der Finanzausschuss gehört werden, weil sonst die 

Verantwortung der Finanzverwaltung zu groß ist. Man sollte die Sache im Hauptausschuss zur Sprache bringen.  

Antrag: Dass die Regierung eine Form finde, den Finanzausschuss, sei es offiziell oder nicht offiziell, in die 

Möglichkeit zu versetzen, seine Ansichten über solche Fälle zu äußern.  

B a u e r: Ich halte es auch für nützlich, wenn derartige Dinge zur parlamentarischen Beratung kommen. 

Dafür gäbe es aber auch eine einfache Form in der Art, dass vom Finanzamt eine Vorlage wegen Bewilligung 

eines Nachtragskredites eingebracht wird. Vorher bewilligen, nachher einbringen.  

H a n u s c h: Sehr einverstanden. Aber eine Ersparung wird das nicht bedeuten.  

F i n k: Was Paul und Eldersch getan, wird genehmigt und Finanzamt ist ermächtigt, Nachtragskredit 

anzufordern. α 

 

3. 

Staatsgarantien finanzieller Art für verschiedene Verbindlichkeiten von Banken und 

Zentralen. 

Der Vorsitzende teilt mit, der Staatssekretär für Finanzen beabsichtige gemäß dem Gesetze 

vom 27. November 1918 St.G.Bl. Nr. 74, über die Führung des Staatshaushaltes vom 1. 

November 1918 bis 30. Juli 1919, der Nationalversammlung zur Kenntnis zu bringen, dass er 

auf Grund der ihm durch die erwähnte Gesetzesbestimmung erteilten Ermächtigung zur 

Befriedigung unabweisbarer Bedürfnisse außer den im Berichte seines Amtsvorgängers vom 

17. Februar 1919 verzeichneten Garantien noch eine Reihe näher bezeichneter Staatsgarantien 

finanzieller Art für verschiedene Verbindlichkeiten von Banken und Zentralen übernommen 

habe. 

Der Vorsitzende beantragt, die Staatskanzlei zur Vorlage des erwähnten Berichtes des 

Staatssekretärs für Finanzen an das Präsidium der Nationalversammlung zu ermächtigen. 

 

4. 

Vierter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen. 

Der Vorsitzende erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, den vierten 
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Bericht der Kommission zu Erhebung militärischer Pflichtverletzungen der 

Nationalversammlung vorlegen zu dürfen. 

 

5. 

Übereinkommen der deutschösterreichischen und polnischen Regierung aus Anlass der in 

Deutschösterreich zur Vorbereitung der Vermögensabgabe getroffenen Maßnahmen. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  erstattet den dem vorliegenden Protokolle als Beilage 

angeschlossenen Bericht betreffend ein Übereinkommen, welches zwischen der 

deutschösterreichischen und polnischen Regierung aus Anlass der in Deutschösterreich zur 

Vorbereitung der Vermögensabgabe getroffenen Maßnahmen abgeschlossen werden soll. Da 

die Angelegenheit von einer gewissen politischen Bedeutung sei, erbitte er sich eine 

Äußerung des Kabinettsrates im Gegenstande. 

Bei der sich hierüber entwickelnden Debatte7, an der sich die Staatssekretäre Dr. B a u e r  

und E l d e r s c h  sowie Unterstaatssekretär E l l e n b o g e n  beteiligten, wurden die Gründe 

für und wider den Abschluss des Übereinkommens in der vorliegenden Fassung eingehend 

erörtert und schließlich der Anschauung Raum gegeben, dass es sich empfehlen dürfte, die 

Verhandlungen mit den Polen bis über den Abschluss des Friedensvertrages hinauszuziehen. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei. 

 
α B a u e r: Wenn wir jetzt auf Grund eines solchen Vertrages die Sachen herausgeben, so müssten wohl die 

Guthaben in ungestempelten Noten herausgegeben werden. Nach dem Friedensvertrag aber vielleicht zum 

Umrechnungskurs. Das würde wohl für die Ratifizierung sprechen. Ich würde es sonst für die beste Taktik 

halten, den Polen jetzt mit irgendeinem Abänderungsantrag zu kommen, denn dann würde die Sache bis zum 

Friedensvertrag hinausgeschoben werden und dann würde man klarer sehen. Die Auszahlung in ungestempelten 

Noten wäre meiner Ansicht nach jedenfalls noch vergleichsweise harmlos.  

S c h u m p e t e r: Diese Momente sind zutreffend und machen die Sache zu einem so heiklen Thema. Aus 

dem Experiment der Polen für die Freigabe schließe ich, dass ihnen der Friedensvertrag aus Moment keinen 

Gewinstentgang verursacht.  

E l l e n b o g e n: -- 

B a u e r: Es wäre besser, die Verhandlungen über die Freigabe gleichzeitig zu führen nach dem 

Friedensvertrag mit Verhandlungen über Handelsvertrag, weil wir dann noch eine Kompensation in der Hand 

haben.  

E l d e r s c h: Ich glaube nicht, dass wir viel verlieren, wenn wir den Vertrag so machen, wie ihn die Polen 

wollen.  

B a u e r: Überwiegende Gründe sprechen dafür, dass man einen Abänderungsantrag stellt.  

                                                 
7  Die nur im Stenogramm festgehaltene Debatte wird im Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen 

zwei α-Zeichen wiedergegeben. 
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S c h u m p e t e r: Einverstanden, dass man noch einen Abänderungsantrag stellt. α 

 

6. 

Staatshilfe für Vorarlberg. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  führt aus, die Finanzlage Vorarlbergs sei schon in den 

Jahren 1917 und 1918 eine schwierige gewesen, da die Einnahmen zur Deckung der 

Erfordernisse nicht mehr ausreichten und schwebende Schulden in der Höhe von etwa einem 

Viertel des Gesamterfordernisses aufgenommen werden mussten, um das Gleichgewicht im 

Landeshaushalte herzustellen. Die Höhe dieser Schulden belaufe sich bereits auf rund 850.000 

K. Im Laufe des Jahres 1919 sei eine weitere wesentliche Verschlechterung eingetreten, die 

die Landesversammlung veranlasst habe, die Zuschläge zu den direkten Steuern, die bisher 60 

% (bei der Gebäudesteuer 33 %) betrugen, bei den meisten Steuergattungen (ausgenommen 

Gebäudesteuer and Besoldungssteuer) auf das doppelte Ausmaß zu erhöhen. Von dieser 

gewiss ungewöhnlichen Mehrbelastung der Bevölkerung erwarte die Laudesverwaltung eine 

Mehreinnahme von rund 400.000 K wovon zwei Drittel durch die Steigerung der 

Erfordernisse aufgebraucht, der Rest aber zur allmählichen Abstoßung der schwebenden 

Schulden verwendet werden soll. 

Die schwierige Finanzlage des Landes veranlasse es aber, auch an den Staat um 

Übernahme gewisser Lasten heranzutreten: 

l.) Übernahme des Aufwandes, der sich aus der Errichtung der selbstständigen 

Vorarlberger Landesregierung ergibt (insbesondere für den Ankauf eines Amtsgebäudes). Er 

beträgt 660.000 K. Diesem Ansuchen wäre nach Anschauung des Staatssekretärs für Finanzen 

zu entsprechen. Es handle sich dabei um einen vereinzelten Fall, der ähnliche Ansprüche aus 

den anderen Ländern, wo die neuen Landesregierungen einfach die bestandenen politischen 

Landesstellen abgelöst haben, nicht befürchten lasse. 

2.) Ersatz der Aufwendungen für die Lehrerschaft. 

In dieser Beziehung habe der Staat schon weitgehende Leistungen auf sich genommen, 

ohne gesetzlich hiezu verpflichtet zu sein. Er trage den vollen Aufwand für die 

Anschaffungsbeiträge und den halben Aufwand für die Teuerungszulagen. Darüber 

hinauszugehen dürfte sich nicht empfehlen. Doch wäre die unverzügliche Durchführung des 

kürzlich verabschiedeten Gesetzes über die Anschaffungsbeiträge im Jahre 1919 zuzusichern. 

3.) Ersatz des Aufwandes für verschiedene Wasserbauten und Gewährung von 

Staatsbeiträgen für die Rheintal-Entwässerung. Der Aufwand des Landes wird mit 6 

Millionen Kronen angegeben. 

Hiezu sei zu bemerken: 
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Die Gewährung von Staatsbeiträgen für Wasserbauten erfolgt im allgemeinen in Rahmen 

des Meliorationsgesetzes vom Jahre 1909 auf Grund besonderer die einzelnen Wasserbauten 

regelnder Landesgesetze. Eine Bereitstellung von Staatsmitteln über die für diese 

Staatsbeiträge in den Voranschlag aufgenommenen Kredite hinaus kann nicht in Erwägung 

gezogen werden. Doch könnte dem Lande innerhalb der angeführten Grenzen möglichste 

Berücksichtung der Vorarlberger Wasserbauten zugesagt werden, ohne dass eine 

Verpflichtung hinsichtlich eines bestimmten Betrages übernommen würde. 

Allenfalls könnte, da das Erfordernis für die Rheintal-Entwässerung möglicherweise im 

Rahmen der für Wasserbauten auf Grund des Meliorationsgesetzes bereitgestellten 

Staatsbeiträge nicht untergebracht werden kann, eine besondere gesetzliche Regelung der 

Aufbringung des Erfordernisses für diesen Wasserbau in Aussicht gestellt werden. 

4.) Refundierung des in den Monaten Februar und März 1.J. ausbezahlten 

Kriegszuschlages für die Schlachtviehaufbringung. 

Vom Staatsrate sei seinerzeit beschlossen worden, dass der Kriegszuschlag für die 

Schlachtviehaufbringung auf die Hälfte herabgesetzt werde. Vorarlberg sei nicht mehr in der 

Lage gewesen, dies rechtzeitig durchzuführen und habe daher den ganzen Kriegszuschlag 

während der Monate Februar und März d.J. ausbezahlt. Nunmehr ersuche das Land um 

Refundierung des aufgewendeten Betrages von 360.000 K an die Landesviehverkehrsstelle in 

Bregenz. Das Staatsamt für Land-und Forstwirtschaft befürworte dieses Ansuchen mit 

Rücksicht auf die anerkennenswerten Nutzviehlieferungen des Landes.8 

Dem Ansuchen wäre zu entsprechen. 

5.) Subventionierung der Lungenheilstätte Greisbühel. 

Das Staatsamt wäre zu ermächtigen, dieser Anstalt eine noch zu bestimmende Subvention 

zu gewähren. 

Im Zuge der Debatte sprechen sich die Staatssekretäre E l d e r s c h  und Dr. B a u e r  

entgegen einer im Kabinettsrate gegebenen Anregung dafür aus, dass die beantragten 

Zuwendungen ohne jeden Vorbehalt gewährt werden. Man dürfe nicht den Eindruck 

erwecken, als wolle die Staatsregierung auf Vorarlberg in der Anschlussfrage einen 

                                                 
8  Der Punkt 4) lautet im Stenogramm folgendermaßen: 

„Vom Staatsrate ist seinerzeit beschlossen worden, dass der Kriegszuschlag für die Schlachtviehaufbringung 
auf die Hälfte herabgesetzt wird. Vorarlberger waren nicht mehr in der Lage, das rechtzeitig durchzuführen 
und haben daher die voll K. den ganzen Kriegszuschlag während Februar und März ausbezahlt. Jetzt wollen 
sie die ganze Refundierung an [so im Stenogramm] 
Das Staatsamt für Landwirtschaft befürwortet dieses Ansuchen mit Rücksicht auf die anerkennenswerten 
Nutzviehlieferungen des Landes und beantrage die Refundierung an die Landesviehverkehrsstelle in Bregenz 
im Ausmaß von zusammen 360.000 K.“ 
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politischen Druck ausüben.9 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei, nimmt die Ausführungen des 

Staatssekretärs für Finanzen zustimmend zur Kenntnis und genehmigt die gestellten Anträge. 

 
α D e u t s c h: Ich habe zwar nichts dagegen, aber es ist die Situation des Staates gegenüber Vorarlberg 

nicht ganz klar und es besteht die Gefahr, dass die Summe verlorengeht. Man müsste die Summe so geben, dass 

man gewisse Sicherungen hat.  

E l d e r s c h: Ich bin für die Anträge und wäre nicht dafür, dass man - ausgenommen vielleicht beim 

Gebäude (Vorbehalt des Eigentums) Vorbehalte macht. Schon wegen der Anschlussfreunde könnte man da keine 

Schwierigkeiten machen.  

B a u e r: Ich bin für die vorbehaltslose Annahme der Anträge. Man darf gar nicht den Eindruck erwecken, 

als ob man hier bei einer solchen Kleinigkeit Schwierigkeiten machen wollte.  

S c h u m p e t e r: Ich bin auch nicht für das Zurückbehalten des Gebäudes.  

Angenommen. α 

 

7. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Heerwesen, betreffend die Ausbezahlung von 

Unterhaltsbeiträgen an die Angehörigen von aktiv dienenden Personen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  erbittet und erhält die nachträgliche Genehmigung des 

Kabinettsrates zu der dringlichkeitshalber bereits erfolgten Hinausgabe einer 

Vollzugsanweisung, wonach den anspruchsberechtigten Angehörigen von Personen, die als 

Volkswehrmänner in der deutschösterreichischen Volkswehr dienen oder die bei 

deutschösterreichischen militärischen Stellen noch in aktiver Dienstleistung stehen, für die 

Dauer der Dienste, die diese Personen als aktive Militärpersonen in der Zeit vom 1. 

September bis 31. Oktober 1919 leisten, ein Unterhaltsbeitrag gewährt wird.10 

 

 

Zusätze aus den Stenogrammen 102 

 
F i n k: Telegramm Renners  

Ich möchte bitten, dass die Sache 8Stundentag noch nicht als endgültig erledigt betrachtet wird, zumal noch 

einige Änderungen bezüglich Verkehrsdienst und was Zerdik abgeändert hat. Wenn der Vizekanzler, der 

parteimäßig nur 2 oder 3 Stimmen im Kabinett hat, die weitestgehenden Entscheidungen treffen soll, so ist das 

etwas unrational. Noch nicht, was endgültig erledigt wird und dann erst, wenn der Kanzler da ist, die Sache zur 

                                                 
9  Anstelle dieses Absatzes findet sich im Stenogramm eine Wechselrede, die nicht in die Reinschrift 

aufgenommen wurde und im Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen 
wiedergegeben wird. 

10  „Dienstag 3 Uhr Personalsitzung und normale Sitzung.“ 
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endgültigen Erledigung kommt.  

Alle einverstanden. 

 

 

E l d e r s c h: Ich habe für die einzelnen Kronländer noch einen Erlass anfertigen lassen, in welchem 

dagegen Stellung genommen wird, dass die Landesregierungen auf Grund unserer Vollzuganweisung 

Verordnungen erlassen, die mit dieser Vollzugsanweisung im Widerspruch stehen. Ich weise hin auf die 

Vorgänge bei der Abreise von Sommerfrischlern.  

Ich frage an, ob das Staatsamt für Verkehr nicht etwas tun könnte, womit der Abtransport der 

Sommerfrischler geregelt vor sich gehe.  

P a u l: Seit gestern laufen ununterbrochen Depeschen aus den westlichen Bezirken ein, dass sich auf den 

Bahnhöfen die unerhörtesten Szenen abspielen, weil mit der Evakuierung der Sommerfrischler in 

rücksichtlosester Weise vorgegangen wird. Ich habe veranlasst, dass mit den letzten Resten der Kohle durch 3 - 5 

Tage ein Zug eingerichtet wird, der in der Frühe von Attnang weggeht und Nachmittag hier ankommt. Ich bitte, 

ob man nicht auf telegraphischem Wege den Ländern mitteilen soll, dass es ausgeschlossen ist, die Leute 

innerhalb von 3 Tagen abzutransportieren. Ich muss mit Kohle schon deshalb sparen, weil wir infolge 

Verlangens der alten Waffenstillstandskommission ab 6.9. täglich 3 - 4 Heimkehrerzüge führen müssen.  

E l d e r s c h: Ich werde den Landesregierungen gegenüber auf die Heimkehrerzüge hinweisen.  

L o e w e n f e l d: Es nützt nicht viel, den Landesregierungen zu sagen, sondern es sind die tschech. 

Einflüsse. 

E l l e n b o g e n: Die Landesregierungen weichen vor den lokalen Faktoren offenbar zurück. 
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